
Der Herr Abgeordnete Nitsch von der CDU/DA-Fraktion hat 
eine sehr wichtige Aufgabe angesprochen, die den Schwerpunkt 
unserer Verkehrspolitik berührt. Es geht darum, schnell die bei­
den Verkehrsnetze wieder zu einer Einheit zu verknüpfen. Das 
erfordert nicht nur die Lückenschließung beiderseits der Gren­
zen, sondern auch eine Berücksichtigung der Einbindung des 
Verkehrsterritoriums in seiner Gesamtheit in eine europäische 
Infrastruktur. Das betrifft sowohl die Eisenbahn, den Straßen­
verkehr, die Luftfahrt, die See- und Binnenschiffahrt. Dazu wird 
gemeinsam mit dem Bundesministerium für Verkehr bereits ei­
ne sehr intensive Arbeit geleistet.

Zur Lösung der Aufgaben bei der schnellen Verknüpfung des 
Schienen- und Straßennetzes wurde bereits im Januar eine ge­
meinsame Verkehrswegekommission gebildet, deren Ziel im Zu­
sammenhang mit der Bildung einer Verkehrsunion zwischen 
beiden deutschen Staaten ein gemeinsamer Verkehrswegeplan 
für die Zukunft - über das Jahr 2000 hinaus - ist. Erste Ergebnis­
se werden bereits sichtbar in Sofortabsprachen, die in der Ver­
kehrswegekommission getroffen wurden. Zum Fahrplanwech­
sel am 27. Mai wird beispielsweise der neue Eisenbahngrenz­
übergang Arenshausen - Eichenberg an der Strecke Halle - Kas­
sel in Betrieb genommen, über den 5 Schnellzugpaare täglich 
verkehren werden.

Die nächsten Aufgaben sind der Ausbau und die Elektrifizie­
rung wichtiger Strecken zur Bundesrepublik: Wartha - Geltun­
gen, Helmstedt - Magdeburg, Berlin - Hamburg, Camburg - 
Probstzella.

Auch im Straßenwesen werden umfangreiche Mittel zum Aus­
bau der Zufahrtsstraßen zu Grenzübergangsstellen und von 
Straßen im grenznahen Raum eingesetzt. Im Großraum Berlin 
geht es um die Verknüpfung der Verkehrssysteme insbesondere 
der S- und der U-Bahn.

Für diese Aufgaben werden umfangreiche Mittel eingesetzt. 
Und die Bundesregierung leistet dabei bereits eine große Unter­
stützung. Dem Verkehrswesen stehen für dieses Jahr für diese 
Aufgaben zur Verfügung: aus den mit Mitteln des Reisedevisen­
fonds gebildeten Projektfonds ca. 1,2 Mrd. M, von der Transit­
pauschale werden ca. 160 Mio DM eingesetzt, und aus dem zu er­
wartenden Nachtragshaushalt der Bundesregierung für 1990 er­
warten wir Mittel in Höhe von weiteren 140 Mio DM.

Dafür gebührt der Bundesregierung unser Dank. Die bisher 
gemeinsam geleistete Arbeit findet auch ihren Ausdruck in der 
Verbesserung des Reiseservices für die Menschen. Ab dem 
27. Mai wird zwischen beiden deutschen Staaten erstmals der In­
tercity- und Interregioverkehr eingerichtet - ein Intercityzug­
paar Leipzig - Frankfurt/Main und fünf Interregioverbindungen 
(dreimal täglich Berlin - Köln, einmal Leipzig - Nürnberg und 
einmal Leipzig - München).

Einen guten Stand der Vorbereitungen haben auch die Maß­
nahmen für eine Hochgeschwindigkeitsstrecke zwischen Berlin 
und Hannover. Mit dieser Strecke wird ein erster Schritt zur Ein­
bindung Osteuropas in ein gesamteuropäisches Hochgeschwin­
digkeitsnetz getan werden. Ich meine, damit die Hauptaufgaben 
meines Bereiches für die nächste Zeit Umrissen zu haben. Danke 
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön, Herr Minister Gibtner. Als nächster spricht der 
Minister für Innere Angelegenheiten, Dr. Diestel.

Dr. Diestel, Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister für Innere Angelegenheiten:

Herr Präsident! Sehr verehrte Abgeordnete! Ich möchte in 
meiner neuen Funktion auf die Punkte zur Innenpolitik und die 
entsprechenden Anfragen zu sprechen kommen. Ein Schwer­
punkt, den der Abgeordnete Thierse von der SPD richtigerweise 
angesprochen hat, ist die Bewältigung des Problems der Vergan­
genheit des Ministeriums für Staatssicherheit. Erlauben Sie mir, 
hierzu einige Darstellungen zu machen. Zunächst möchte ich 
feststellen, daß die Regierung de Maiziere in der schnellen und 
endgültigen Auflösung des MfS und der entsprechenden Nach­
folgeorganisation eine Aufgabe von vorrangiger Bedeutung 
sieht. Dieser Aufgabe werde ich mich in den ersten Monaten 
meiner Amtszeit mit meinen Möglichkeiten stellen. Der Minister 
für Innere Angelegenheiten ist beauftragt, dazu eine spezielle

Kommission zu bilden, die in Übereinstimmung mit dem parla­
mentarischen Ausschuß der Volkskammer eine entsprechende 
Strategie festlegen wird.

Ich verwahre mich gegen die in der Presse und in der Öffent­
lichkeit praktizierten Vermutungen, daß ich die Strukturen des 
ehemaligen MfS nutzen werde, um einen neuen Geheimdienst 
aufzubauen. Hier gibt es keinen Handlungsbedarf, von der mo­
ralischen Situation dieser Vorwürfe gar nicht zu sprechen.

Ich möchte an dieser Stelle die hervorragende Arbeit der Bür­
gerkomitees und der Basisgruppen würdigen, die hier eine hi­
storische Leistung in den vergangenen Monaten erfüllt haben.

(Beifall)

Diese Aufgaben haben ein hohes Maß an Gewährleistung der 
jetzigen Demokratie mit herbeigeführt, und ich danke Herrn Mi­
nisterpräsidenten de Maiziere dafür, daß er in seiner Regie­
rungserklärung an hervorragender Stelle dieses historische Er­
gebnis auch gewürdigt hat. Ich stelle mir in der Zusammenarbeit 
mit den Bürgerkomitees - erste Absprachen hierzu sind getrof­
fen - vor, daß der von mir geleitete Bereich in den Fragen der Be­
wältigung dieses geschichtlichen Problems mit den Bürgerko­
mitees zusammenarbeitet, um die Erfahrungen dieser Demokra­
ten zu nutzen. Es gab mit den Koordinatoren der Bürgerkomi­
tees Absprachen, die darauf hinauslaufen, daß wir in den künfti­
gen Monaten eine Zusammenarbeit finden werden, die sowohl 
eine Sicherheit beim Umgang der Akten durch das von mir gelei­
tete Ministerium als auch das Einbringen von Erfahrungen de’ 
Bürgerkomitees gewährleisten. _

Zur Aufdeckung und Zerschlagung der Strukturen des MfS ist 
durch die Bürgerkomitees eine umfangreiche, tiefgründige Ar­
beit geleistet worden, und ich kann sagen, daß wir jetzt in einer 
Situation sind, die eine konstruktive Bewältigung dieses Pro­
blems möglich macht.

Ich persönlich sehe meine Aufgabe hier darin, daß wir durch ei­
ne kurzfristige Lösung ... Und Herr Abgeordneter Thierse, ich 
möchte Ihnen versichern, daß die Vernichtung dieser Akten mir 
inhaltlich sehr nahe steht, aber es ist völlig klar, daß eine Vernich­
tung dieser Akten nicht möglich sein wird, weil wir aus den ver­
schiedensten Überlegungen heraus auf dieses verbrecherisch 
gesammelte Gedankengut zurückgreifen müssen. Diese Dinge, 
die wir bei der Bewältigung berücksichtigen müssen, sind unter 
anderem die berechtigten Rehabilitierungsersuchen von Men­
schen, die durch dieses System gelitten haben. Das wird auch der 
Schwerpunkt und die Hauptrichtung meiner Tätigkeit sein.

Eine weitere Frage ist die historische Bewältigung dieses Pro­
blems. Hier werden mit Sicherheit auch die Verantwortlichen in 
den Archiven, die Historiker, ein Wort mitzusprechen haben. Es 
kann aber nicht sein, und es wird durch mich in keiner Weise un­
terstützt, daß diese Akten bundesdeutschen Organen zur Verfü­
gung gestellt werden. Vermutungen in dieser Richtung möchte 
ich ganz entschieden von mir weisen. Ich halte dieses Proble 
für ein Problem unserer Vergangenheit, und wir werden es, wie" 
es in demokratischen Systemen üblich ist, als ein Problem der 
DDR belassen. Das heißt, wir werden es allein bewältigen, und 
ich werde mich hier dem Auftrag des Parlaments in jeder Weise 
konsequent zur Verfügung stellen.

(Beifall)

Erlauben Sie mir, die gesellschaftliche Problematik zu diesem 
Stand der Arbeit darzustellen. Mit dem Ministerratsbeschluß 
vom 8.2.1990 änderte sich die Situation in der Form, daß mit dem 
Komitee zur Auflösung des Amtes für Nationale Sicherheit die 
weitere Auflösung zunehmend professionalisiert wurde. Es 
wurde ein Aktenmaterial, ein Schriftgut festgestellt, das 
ca. 10 000 laufende Meter umfaßt. Man kann sagen, daß die Ver­
mutung, daß die Staatssicherheit in ihrem eigenen Informa­
tionsmaterial erstickt ist, nicht ganz abwegig ist.

Das ehemalige MfS hat keine eigentlichen Archive geführt, 
sondern viel mehr zusätzlich riesenhafte Personenregistraturen 
hinterlassen. So sind in der Zentrale ca. 6 000 000 Personendos­
siers gespeichert, darunter unter anderem 2 000 000 Informatio­
nen über Bundesbürger. Sie können an Hand dieser Zahlen er­
kennen, daß kaum eine Familie in unserem Lande von dieser Ge­
schichte nicht berührt ist. Ich persönlich habe den Eindruck, daß 
wir an Informationsmaterial das an Hinterlassenschaft erhalten 
haben, was wir erhalten sollten, und daß die Dinge, die uns even­
tuell zu den Hauptschuldigen, zu den juristischen Konsequen-
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